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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Kommunistische Infiltration 

Bezug; Kleine Anfrage 234 der Abgeordneten Dr. Rinke, 
Schneider (Hamburg) und Genossen 
- Drucksadle 2182 - 


Ich beehre mich, im Benehmen mit den Herren Bundesministern 
der Justiz und für gesamtdeutsche h’ragen das Nachfolgende mit- 
zuteilen : 

Zu 1 

Die Bundesregierung überwacht mit allen ihr zu Gebote stehenden 
Mitteln die Anstrengungen der Kommunistischen Partei und ihrer 
l iilfsorganisationen, das politische, wirtschaftliche und geistige Leben 
in der Bundesrepublik zu durchsetzen. Dank der Feststellungen der 
Verfassungsschutzorgane von Bund und [.andern und der zuständigen 
Strafverfolgungsbehörden glaubt sic, einen umfassenden Überblick 
über diese Bestrebungen zu besitzen. Die Versuche der kommu- 
nistischen Infiltration haben sich seit einiger Zeit tatsächlich erheblich 
verstärkt. Die Bundesregierung muß jedocli davor warnen, vereinzelte 
Teilerfolge kommunistischer IVopaganda zu verallgemeinern. Bei 
tatkräftigem und planmaisigem Widerstand werden die Bemühungen 
der Kommunisten vergeblich bleiben. Dies erfordert aber in erster 
Linie, dai> die zahlreichen Verlautbarungen und Veranstaltungen 
kommunistischer Tarnorganisationen, die unter den Schlagworten 
des Weltfriedens, der Wiedervereinigung, des Kultur- und Sport- 
austausches, des Ost-West-Handels usw. stehen, in ihrer kommu- 
nistischen Zielsetzung klar erkannt werden. Die Bundesregierung 
besitzt erdrückende Beweise für die verfassungsfeindliche Zielsetzung 
aller Unternehmungen dieser und ähnlicher Art. 

Zu 2 

Die Bundesregierung weiß, daß eine wirkungsvolle Bekämpfung der 
kommunistischen Infiltration ein enges Zusammenwirken von 
Regierung und Öffentlichkeit erfordert. Repressive Maßnahmen, wie 
sie insbesondere die Vorschriften des Vereinsredits und des Straf- 
rechts vorsehen, allein reichen nicht aus. Es bedarf darüber hinaus 
einer breiten Aufklärung aller Schichten unseres Volkes über die 
Mittel und Ziele der Kommunisten, vor allem auch über die 
Methoden des dialektischen Materialismus. 
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Um diese Aufklärung, für die durch die Presse, durch zahlreiche 
Verbände und durch die Bundeszentrale für Heimatdienst schon 
manches geschieht, noch wesentlich stärker als bisher zu fördern, 
hat die Bundesregierung weitere Schritte eingeleitet. Sie bittet um 
Verständnis dafür, daß sie dieses Programm in der Öffentlichkeit 
nicht im einzelnen darlegt. Bereits in der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages am 3. Februar 1956 habe ich darauf hingewiesen, daß 
eine falsche Publizität nur dem Gegner zustatten kommen würde. 

Zu den repressiven Mai5nahmen, deren Bedeutung nicht unterschätzt 
werden sollte, möchte die Bundesregierung ein Dreifaches betonen : 

a) Die Befugnis, gegen verfassungsfeindliche Vereinigungen vorzugehen, 
liegt nach dem Grundgesetz im Zuständigkeitsbereich der Länder. 
Die Bundesregierung kann nach der geltenden Rechtslage insbeson- 
dere kommunistische Tarnorganisationen aus eigener Initiative weder 
verbieten noch auf lösen. 

b) Sie hat daher nur die Möglichkeit, den Landern ein energisches 
und einheitliches Vorgehen gegen kommunistische Vereinigungen 
zu empfehlen und den Landesregierungen das erforderliche Tat- 
sachenmaterial zu vermitteln. Dies geschieht laufend. 

c) Die Bundesregierung hat auf Grund des Art. 21 GG beim 
Bundesverfassungsgericht eine Verbotsklage gegen die Kommu- 
nistische Partei Deutschlands erhoben. Die Schlußplädoyers über 
diese Klage haben in der Zeit vom 29. Juni bis 5. Juli 1955 
stattgefunden. Die Bundesregierung hofft, daß das Bundesver- 
fassungungsgericht nunmehr in Bälde eine Entscheidung fällt. Ein 
Verbotsurteil wird nicht nur die Tätigkeit der KPD selbst lahm- 
legen; es wird darüber hinaus insbesondere ein Vorgehen der 
Landesregierungen gegen kommunistische Transorganisationen in 
tatsächlicher Hinsicht erleichtern und die Bevölkerung in ihrem 
allgemeinen Abwehrkampf gegen den Kommunismus unterstützen. 


Dr. Schröder 



